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Echt, oder doch nicht? - Desinformation die Stirn bieten 

 

Desinformation1 verbreitet sich aktuell mit einer immer größeren Geschwindigkeit, Reichweite 

und Professionalität. Damit begegnen nicht nur Nutzer*innen der immer größeren Gefahr auf 

diese Falschinformationen reinzufallen. Sie wird dadurch auch eine ernsthafte Gefahr für den 

demokratischen Diskurs, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das Vertrauen in staatliche 

sowie mediale Institutionen.2 Der Weltrisikobericht 2025 sieht in Desinformation eines der 

größten Risiken für eine globale Krise.3 Auch in Deutschland zeigt sich diese Sorge deutlich: Einer 

Studie der Bertelsmann Stiftung zufolge sehen 81 Prozent der Bevölkerung Desinformation als 

Bedrohung für die Demokratie und den gesellschaftlichen Zusammenhalt.4 

Außerdem erleichtert inzwischen der Einsatz von Künstlicher Intelligenz, beispielsweise bei 

Deepfakes, die Erstellung täuschend echter Bilder, Videos und Tonaufnahmen. Dadurch wird es 

zunehmend schwieriger, zwischen echten und manipulierten Inhalten zu unterscheiden.5 

Die Verbreitung solcher Inhalte geht sowohl von ausländischen Akteur*innen, als auch von 

inländischen extremistischen oder populistischen Gruppen aus. Ziel ist es häufig, gesellschaftliche 

Unsicherheit zu verstärken, politische Lager gegeneinander auszuspielen, demokratische 

Prozesse zu beschädigen oder die eigene politische Agenda durchzusetzen. Besonders anfällig für 

die Weiterverbreitung solcher Inhalte sind Menschen, die den Leit- bzw. Qualitätsmedien 

misstrauen. Wer sich von diesen Quellen abwendet, bewegt sich häufig in alternativen 

Informationsräumen, in denen Desinformation verbreitet und kaum hinterfragt wird. Dadurch 

entstehen geschlossene Informationsräume, in denen sich Falschinformationen gegenseitig 

verstärken und kaum noch korrigiert werden.6 

 
1 Desinformation bezeichnet bewusst verbreitete falsche oder irreführende Informationen, die gezielt dazu 
eingesetzt werden, öffentliche Debatten in eine bestimmte Richtung zu lenken, Menschen zu manipulieren oder 
Vertrauen in etablierte Institutionen zu schwächen. Entscheidend ist dabei die Täuschungsabsicht. Satire, Zuspitzung 
oder versehentlich weitergegebene Fehlinformationen fallen nicht unter diesen Begriff (siehe: Hoffmann, Christian 
Pieter (2023): Fake News, Misinformation, Desinformation. Bundeszentrale für politische Bildung. Online unter: 
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/medienkompetenz-355/539986/fake-news-misinformation-
desinformation/). 
2 Busse, Franziska (2025): Was sind Desinformationen und wie können wir verlässliche Informationen stärken? 
Heinrich-Böll-Stiftung. Online unter: https://www.boell.de/de/2025/09/15/was-sind-desinformationen-und-
wie-koennen-wir-verlaessliche-informationen-staerken 
3 World Economic Forum (2025): Global Risks Report 2025: Conflict, Environment and Disinformation Top 
Threads. Online unter: https://www.weforum.org/press/2025/01/global-risks-report-2025-conflict-
environment-and-disinformation-top-threats/ 
4 Bernhard, Lukas et al. (2024): Verunsicherte Öffentlichkeit. Superwahljahr 2024: sorgen in Deutschland und den 
USA wegen Desinformation. Bertelsmann Stiftung. Online unter: https://www.bertelsmann-
stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/verunsicherte-oeffentlichkeit 
5 Busse, Franziska (2025): Was sind Desinformationen und wie können wir verlässliche Informationen stärken? 
6 Bernhard, Lukas et al. (2024): Verunsicherte Öffentlichkeit. Superwahljahr 2024: sorgen in Deutschland und den 
USA wegen Desinformation. 
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Diese Entwicklung ist demokratiegefährdend. Wenn das Vertrauen in Medien, Politik, 

Wissenschaft und staatliche Institutionen verloren geht, leidet nicht nur die Qualität öffentlicher 

Debatten. Es werden auch die Grundlagen einer offenen, pluralen und handlungsfähigen 

Demokratie untergraben. Desinformationen sind daher nicht bloß ein Problem einzelner falscher 

Meldungen, sondern ein Angriff auf das gemeinsame Fundament unserer freiheitlichen 

Gesellschaft. 

Gerade deshalb braucht es ein entschlossenes gesellschaftliches Gegensteuern. Initiativen, wie die 

Bayern-Allianz gegen Desinformation des Staatsministeriums für Digitales7, bewerten wir als 

einen wichtigen Schritt, um das Thema sichtbar zu machen und breite Bündnisse gegen 

Manipulation zu stärken. Doch Zusammenschlüsse wie diese sind nur wirksam, wenn daraus auch 

verbindliche Regelungen zur Eindämmung von Desinformation erfolgen. 

Die Erstellung und Verbreitung von Desinformation lassen sich nicht aufhalten. Plattformen, auf 

denen Desinformation massenhaft verbreitet wird, tragen deshalb eine erhebliche 

Mitverantwortung für das Entgegenwirken gegen Desinformation und die Mitgestaltung des 

öffentlichen Diskurses. Sie sind gefordert, dieser durch geeignete Maßnahmen gerecht zu 

werden. 

Es wird deutlich, dass es gesellschaftlich, aber auch politisch, dringenden Handlungsbedarf im 

Einsatz gegen Desinformation gibt.  

 
7 Weitere Informationen zur Bayern-Allianz gegen Desinformation unter: 
https://www.stmd.bayern.de/themen/bayern-allianz-desinformation 
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Die KLJB Bayern fordert daher: 

1. Tech-Konzerne in die Pflicht nehmen 

Die Bayern-Allianz gegen Desinformation ist ein starkes Bündnis, durch das sich große Chancen 

bieten, Desinformation kollektiv zu bekämpfen. Doch es braucht nicht nur einen 

Zusammenschluss vieler verschiedene Akteur*innen, sondern tatsächliche Maßnahmen und 

Veränderungen. 

Die Bayern-Allianz soll das Bündnis weiter ausbauen und die Vernetzung mit vergleichbaren 

Initiativen auf Landes-, Bundes- und europäischer Ebene stärken. Dabei sollen bewährte Ansätze 

im Umgang mit Desinformation ausgetauscht und gemeinsame Gegenstrategien entwickelt 

werden. 

Tech-Konzerne dürfen die Bayern-Allianz gegen Desinformation nicht nur dazu nutzen, sich einen 

seriösen Anstrich zu verschaffen. Ein konkretes Beispiel für problematisches Verhalten ist der 

Stopp von Faktenchecks auf Social-Media-Plattformen, den wir scharf kritisieren. Wir fordern, 

dass sich die Bayern-Allianz gegen Desinformation für Folgendes einsetzt: 

• Tech-Konzerne müssen verpflichtet werden, unabhängige und transparente Faktenchecks 

anzubieten sowie eindeutig nachweisbare Desinformation zu löschen. Maßnahmen gegen 

Desinformation müssen klar geregelt, überprüfbar und rechtsstaatlich ausgestaltet sein. 

Betroffene erhalten die Möglichkeit, gegen Löschentscheidungen Einspruch einzulegen. 

• Anbieter sozialer Medien müssen ihre Algorithmen offenlegen und durch eine 

unabhängige Kontrollinstanz überwachen lassen. 

• Eine KI-Kennzeichnungspflicht (für Menschen und Maschinen erkennbar) soll erschweren, 

KI zur Verfälschung von Fakten einzusetzen. 

• Vertrauenswürdige und sachliche Quellen werden explizit als solche gekennzeichnet 

(analog zum „blauen Haken“) und vom Algorithmus bevorzugt. 

 

2. Qualitätsjournalismus vor Ort stärken 

Die Bayerische Staatsregierung muss die vielfältige Medienlandschaft unterstützen. Deshalb 

fordern wir: 

• Lokaljournalismus soll gezielt gefördert und beim digitalen Transformationsprozess 

unterstützt werden, damit verlässliche, gut recherchierte und unabhängige regionale 

Berichterstattung auch im digitalen Zeitalter bestehen kann. 

• Der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss geschützt und auch in Zukunft politisch und 

finanziell gestärkt werden. Kürzungen der Mittel für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

und inhaltliche Vorgaben, die seine Unabhängigkeit gefährden, lehnen wir ab. Es darf 
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nicht an unabhängigem Qualitätsjournalismus und neutraler Berichterstattung gespart 

werden. 

 

3. Medienkompetenz als Basis der Demokratie fördern 

Menschen müssen mit Kompetenz ausgestattet werden, Informationen kritisch zu prüfen, 

Quellen einzuordnen und Manipulationsversuche zu erkennen. Wir fordern: 

• Außerschulische Jugendarbeit muss als wichtiger Lernraum für junge Menschen 

mitgedacht und anerkannt werden. Sie soll mit Methoden und Materialien ausgestattet 

werden. Hier muss die Bayern-Allianz einen wichtigen Beitrag leisten, da sie durch die 

zivilgesellschaftlichen Partnerverbände einen großen Teil der Bevölkerung erreichen 

kann. 

• Das Lehrpersonal muss entsprechend ausgebildet und geschult werden, wobei eine 

regelmäßige Auffrischung sichergestellt sein muss. 

 

4. Politik als Vorbild 

Politik und staatliche Institutionen fungieren stark als Vorbilder für politischen Diskurs und wie 

Debatten geführt werden. Dadurch fällt ihnen eine große Verantwortung zu; bei der Förderung 

von Vertrauen in demokratische Debatten und Institutionen, aber auch im Vorgehen gegen 

Desinformation. Daher fordern wir: 

• Alle Politiker*innen müssen ihre Rolle als Vorbilder ernst nehmen und ausschließlich 

faktenbasiert, sachlich und kollegial kommunizieren. 

• Staatliche Behörden und Institutionen sollen eine Selbstverpflichtung abgeben, aktiv gegen 

kursierende Desinformation in ihrem Zuständigkeits- und Themenbereich vorzugehen. 

Wir bekennen uns zu einer offenen, wahrhaftigen und solidarischen Debattenkultur. 

Desinformation darf nicht als unvermeidlicher Nebeneffekt von Kommunikation hingenommen 

werden. Sie muss als ernsthafte Gefahr für Demokratie und Gesellschaft klar benannt und 

entschlossen bekämpft werden. Dafür braucht es ein Zusammenwirken von Politik, Medien, 

Bildungseinrichtungen, Zivilgesellschaft und Plattformbetreibern 


